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Einladung zur ordentlichen Hauptversammlung 
am 12. September 2025

Wir laden unsere Aktionäre hiermit zur ordentlichen Hauptversammlung der Bio-Gate AG 
(nachfolgend die „Gesellschaft“ genannt) ein, die am Freitag, dem 12. September 2025, 
um 10:00 Uhr stattfindet. Die Hauptversammlung findet im Konferenzsaal des HTCN 
Restaurants, Neumeyerstraße 46 A, 90411 Nürnberg statt. Der Einlass beginnt um 9:30 Uhr. 

Weitere Bestimmungen und Erläuterungen zur Teilnahme der Aktionäre und ihrer Bevollmäch-
tigten an der Hauptversammlung können Abschnitt II dieser Einladung entnommen werden.
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I. Tagesordnung

1. Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses und des gebilligten Konzernabschlusses 
und des Konzernlageberichts sowie des Berichts des Aufsichtsrats, jeweils für das  
Geschäftsjahr 2024
 
Die vorstehenden Unterlagen sind über die Internetseite der Gesellschaft unter

https://www.bio-gate.de/unternehmen/

im Bereich „Investor Relations/Hauptversammlung“ zugänglich. Der Aufsichtsrat hat den 
vom Vorstand aufgestellten Jahresabschluss am 30. Juli 2025 festgestellt und den Konzern-
abschluss am 30. Juli 2025 entsprechend § 172 Satz 1 Aktiengesetz (AktG) gebilligt. Der 
Jahresabschluss ist damit festgestellt. Eine Feststellung des Jahresabschlusses und eine 
Billigung des Konzernabschlusses durch die Hauptversammlung sind deshalb nicht erfor-
derlich. Die vorgenannten Unterlagen sind der Hauptversammlung nach der gesetzlichen 
Regelung gemäß § 176 Abs. 1 Satz 1 AktG lediglich zugänglich zu machen. Zu Tagesord-
nungspunkt 1 findet daher keine Beschlussfassung der Hauptversammlung statt.

2. Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Vorstands für das Geschäfts-
jahr 2024
 
Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den im Geschäftsjahr 2024 amtierenden Mitglie-
dern des Vorstands für diesen Zeitraum Entlastung zu erteilen.

3. Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Aufsichtsrats für das Ge-
schäftsjahr 2024
 
Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den im Geschäftsjahr 2024 amtierenden Mitglie-
dern des Aufsichtsrats für diesen Zeitraum Entlastung zu erteilen.

4. Beschlussfassung über die Wahl des Abschluss- und Konzernabschlussprüfers für das 
Geschäftsjahr 2025 sowie des Prüfers für eine etwaige prüferische Durchsicht unter-
jähriger Finanzinformationen im Geschäftsjahr 2025 und im Geschäftsjahr 2026 im 
Zeitraum bis zur nächsten ordentlichen Hauptversammlung

Der Aufsichtsrat schlägt vor, die Rödl & Partner GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, 
Äußere Sulzbacher Straße 100, 90491 Nürnberg, zum Abschluss- und Konzernabschluss-
prüfer für das Geschäftsjahr 2025 sowie zum Prüfer für eine etwaige prüferische Durch-
sicht unterjähriger Finanzinformationen für das Geschäftsjahr 2025 und das Geschäftsjahr 
2026 im Zeitraum bis zur nächstfolgenden ordentlichen Hauptversammlung zu wählen.



5. Beschlussfassung über die teilweise Aufhebung des bestehenden Genehmigten Kapitals 
2024, die Schaffung eines neuen Genehmigten Kapitals 2025 mit der Möglichkeit zum 
Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre und entsprechende Satzungsänderung

Die Satzung der Gesellschaft enthält in § 4 Abs. 6 aufgrund des Beschlusses der Haupt-
versammlung vom 14. Juni 2024 gemäß Tagesordnungspunkt 7 ein genehmigtes Kapital 
in Höhe von derzeit EUR 4.621.845,00 (Genehmigtes Kapital 2024). Von dem Genehmig-
ten Kapital 2024 wurde bisher kein Gebrauch gemacht. Die Gesellschaft erwägt vor der 
ordentlichen Hauptversammlung am 12. September 2025, spätestens jedoch vor Eintra-
gung etwaiger auf der ordentlichen Hauptversammlung 2025 gefasster Kapitalerhöhungs-
beschlüsse ins Handelsregister (i) eine Barkapitalerhöhung von bis zu EUR 1.200.000,00 
unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre zu beschließen und durchzuführen und/
oder (ii) Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen zu begeben; die neuen Aktien, 
sollen im Falle einer Wandlung aus dem Genehmigten Kapital 2024 ausgeben werden. Für 
die Barkapitalerhöhung und/oder für die künftige Wandlung der Wandlungs- und/oder 
Optionsschuldverschreibungen soll das Genehmigte Kapital 2024 in der jeweiligen Höhe, 
höchstens aber in Höhe von EUR 1.200.000,00, verwendet werden. Damit die Gesellschaft 
auch künftig schnell und flexibel auf die Gegebenheiten der Märkte reagieren kann, soll 
daher das Genehmigte Kapital 2024 in einem Umfang von EUR 3.421.845,00 aufgehoben 
und ein neues genehmigtes Kapital 2025 im gesetzlich zulässigen Umfang mit der Ermäch-
tigung zum Ausschluss des Bezugsrechts geschaffen werden.

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor zu beschließen:

5.1 Teilweise Aufhebung des Genehmigten Kapitals 2024
 
Die in der Hauptversammlung vom 14. Juni 2024 gemäß Tagesordnungspunkt 7 erteilte
und bis zum 13. Juni 2029 befristete Ermächtigung des Vorstands, mit Zustimmung des
Aufsichtsrats das Grundkapital durch Ausgabe von auf den Inhaber lautenden Stückaktien
gegen Bar- oder Sacheinlagen um bis zu EUR 4.621.845,00 zu erhöhen (Genehmigtes Ka-
pital 2024) und der entsprechende § 4 Abs. 6 der Satzung der Gesellschaft, werden mit
Wirkung auf den Zeitpunkt der Eintragung des gemäß den nachfolgenden Ziffern 5.2 und 
5.3 zu beschließenden neuen genehmigten Kapitals in das Handelsregister in Höhe von 
EUR 3.421.845,00 aufgehoben.

5.2 Schaffung eines neuen Genehmigten Kapitals 2025
 
Der Vorstand wird bis zum 11. September 2030 ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichts-
rats das Grundkapital der Gesellschaft durch Ausgabe von bis zu 3.421.845 neuen, auf den 
Inhaber lautenden nennwertlosen Stückaktien gegen Bar- und/oder Sacheinlagen einmalig 
oder mehrmals um insgesamt bis zu EUR 3.421.845,00 zu erhöhen („Genehmigtes Kapital 
2025“). Die neuen Aktien sind grundsätzlich den Aktionären zum Bezug (auch im Wege des 
mittelbaren Bezugs gemäß § 186 Abs. 5 Satz 1 AktG) anzubieten. 
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Der Vorstand wird jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das gesetzliche 
Bezugsrecht der Aktionäre in folgenden Fällen auszuschließen:

· um Spitzenbeträge vom Bezugsrecht auszunehmen;

· um Aktien an Arbeitnehmer und/oder Mitglieder der Geschäftsführung der Gesellschaft 
und/oder ihrer unmittelbaren oder mittelbaren Tochtergesellschaften zu begeben;

· bei Barkapitalerhöhungen, wenn der Ausgabebetrag der neuen Aktien den Börsen-
preis der bereits börsennotierten Aktien nicht wesentlich unterschreitet und der rech-
nerische Anteil der unter Ausschluss des Bezugsrechts gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 
AktG ausgegebenen Aktien am Grundkapital insgesamt 20 Prozent des Grundkapi-
tals nicht überschreitet, und zwar weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch im 
Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung. Auf diese Begrenzung auf 20 Prozent 
des Grundkapitals sind Aktien anzurechnen, die (i) während der Laufzeit dieser Er-
mächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts in direkter oder entsprechender An-
wendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben oder veräußert werden und die 
(ii) zur Bedienung von Schuldverschreibungen mit Wandlungs- oder Optionsrechten 
bzw. Wandlungs- oder Optionspflichten ausgegeben werden bzw. ausgegeben werden 
können oder müssen, sofern die Schuldverschreibungen nach dem Wirksamwerden 
dieser Ermächtigung in entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 
unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre ausgegeben werden;

· bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen zum Zwecke des (auch mittelbaren) Er-
werbs von Unternehmen, Unternehmensteilen, Beteiligungen an Unternehmen oder 
von sonstigen Vermögensgegenständen oder Ansprüchen auf den Erwerb von Vermö-
gensgegenständen einschließlich Forderungen gegen die Gesellschaft oder ihre Kon-
zerngesellschaften;

· soweit es erforderlich ist, um Inhabern und/oder Gläubigern von Schuldverschreibun-
gen mit Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. mit Wandlungs- oder Optionspflichten, 
die von der Gesellschaft oder ihren unmittelbaren oder mittelbaren Tochtergesell-
schaften ausgegeben wurden oder noch werden, ein Bezugsrecht auf neue Stückak-
tien der Gesellschaft in dem Umfang zu gewähren, wie es ihnen nach Ausübung der 
Options- oder Wandlungsrechte bzw. nach Erfüllung der Wandlungs- oder Options-
pflichten als Aktionär zustehen würde.

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten 
der Durchführung von Kapitalerhöhungen aus dem Genehmigten Kapital 2025 festzulegen.

Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, die Fassung der Satzung entsprechend der jeweiligen
Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2025 oder nach Ablauf der Ermächtigungsfrist an-
zupassen.



5.3 Satzungsänderung

a) Anpassung des § 4 Abs. 6 der Satzung der Gesellschaft

 § 4 Abs. 6 der Satzung der Gesellschaft wird wie folgt neu gefasst:

 „4.6 Der Vorstand ist aufgrund der Ermächtigung der Hauptversammlung der Gesell-
  schaft vom 14. Juni 2024, geändert durch den Beschluss der Hauptversamm-
  lung vom 12. September 2025, bis zum 13. Juni 2029 ermächtigt, mit Zustim-
  mung des Aufsichtsrates das Grundkapital der Gesellschaft durch Ausgabe von 
  bis zu 1.200.000 neuen, auf den Inhaber lautenden nennwertlosen Stückaktien ge-
  gen Bar- und/oder Sacheinlagen einmalig oder mehrmals um insgesamt bis zu 
  EUR 1.200.000,00 zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 2024). Die neuen Aktien sind 
  grundsätzlich den Aktionären zum Bezug (auch im Wege des mittelbaren Bezugs- 
  gemäß § 186 Abs. 5 Satz 1 AktG) anzubieten.

  Der Vorstand wird jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das ge-
  setzliche Bezugsrecht der Aktionäre in folgenden Fällen auszuschließen:

 a) um Spitzenbeträge vom Bezugsrecht auszunehmen;

 b) um Aktien an Arbeitnehmer und/oder Mitglieder der Geschäftsführung der Ge-
  sellschaft und/oder ihrer unmittelbaren oder mittelbaren Tochtergesellschaften zu 
  begeben;

 c) bei Barkapitalerhöhungen, wenn der Ausgabebetrag der neuen Aktien den Börsen-
  preis der bereits börsennotierten Aktien nicht wesentlich unterschreitet und der 
  rechnerische Anteil der unter Ausschluss des Bezugsrechts gemäß § 186 Abs. 3 
  Satz 4 AktG ausgegebenen Aktien am Grundkapital insgesamt 20 Prozent des 
  Grundkapitals nicht überschreitet, und zwar weder im Zeitpunkt des Wirksam-
  werdens noch im Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung. Auf diese Be-
  grenzung auf 20 Prozent des Grundkapitals sind Aktien anzurechnen, die (i) während
  der Laufzeit dieser Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts in direkter oder
  entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben oder ver-
  äußert werden und die (ii) zur Bedienung von Schuldverschreibungen mit Wandlungs-
  oder Optionsrechten bzw. Wandlungs- oder Optionspflichten ausgegeben werden
  bzw. ausgegeben werden können oder müssen, sofern die Schuldverschreibungen
  nach dem Wirksamwerden dieser Ermächtigung in entsprechender Anwendung 
  des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre
  ausgegeben werden;
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 d) bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen zum Zwecke des (auch mittelbaren) Er- 
 werbs von Unternehmen, Unternehmensteilen, Beteiligungen an Unternehmen 

  oder von sonstigen Vermögensgegenständen oder Ansprüchen auf den Erwerb
   von Vermögensgegenständen einschließlich Forderungen gegen die Gesellschaft 
  oder ihre Konzerngesellschaften;

 e) soweit es erforderlich ist, um Inhabern und/oder Gläubigern von Schuldver-
  schreibungen mit Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. mit Wandlungs- oder 
  Optionspflichten, die von der Bio-Gate AG oder ihren unmittelbaren oder mittel- 

 baren Tochtergesellschaften ausgegeben wurden oder noch werden, ein Bezugs-
  recht auf neue Stückaktien der Bio-Gate AG in dem Umfang zu gewähren, wie 
  es ihnen nach Ausübung der Options- oder Wandlungsrechte bzw. nach Erfüllung 
  der Wandlungs- oder Optionspflichten als Aktionär zustehen würde.

 Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren Einzel-
 heiten der Durchführung von Kapitalerhöhungen aus dem Genehmigten Kapital 2024 

festzulegen.

 Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung der Satzung entsprechend der jeweiligen 
Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2024 oder nach Ablauf der Ermächtigungs-

 frist anzupassen.“

b) Anpassung des § 4 Abs. 7 der Satzung der Gesellschaft

§ 4 Abs. 7 der Satzung der Gesellschaft wird wie folgt neu gefasst:

„4.7 Der Vorstand ist bis zum 11. September 2030 ermächtigt, mit Zustimmung des Auf-
sichtsrates das Grundkapital der Gesellschaft durch Ausgabe von bis zu 3.421.845 
neuen, auf den Inhaber lautenden nennwertlosen Stückaktien gegen Bar- und/oder 
Sacheinlagen einmalig oder mehrmals um insgesamt bis zu EUR 3.421.845,00 zu er-
höhen (Genehmigtes Kapital 2025). Die neuen Aktien sind grundsätzlich den Aktio-
nären zum Bezug (auch im Wege des mittelbaren Bezugs gemäß § 186 Abs. 5 Satz 1 
AktG) anzubieten.

 Der Vorstand wird jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das gesetzliche 
Bezugsrecht der Aktionäre in folgenden Fällen auszuschließen:

 a) um Spitzenbeträge vom Bezugsrecht auszunehmen;

 b) um Aktien an Arbeitnehmer und/oder Mitglieder der Geschäftsführung der Ge-
  sellschaft und/oder ihrer unmittelbaren oder mittelbaren Tochtergesellschaften zu 
  begeben;



  c) bei Barkapitalerhöhungen, wenn der Ausgabebetrag der neuen Aktien den Börsen-
   preis der bereits börsennotierten Aktien nicht wesentlich unterschreitet und 
   der rechnerische Anteil der unter Ausschluss des Bezugsrechts gemäß 
   § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegebenen Aktien am Grundkapital insgesamt  

  20 Prozent des Grundkapitals nicht überschreitet, und zwar weder im Zeit-
   punkt des Wirksamwerdens noch im Zeitpunkt der Ausübung dieser Er-
   mächtigung. Auf diese Begrenzung auf 20 Prozent des Grundkapitals sind
   Aktien anzurechnen, die (i) während der Laufzeit dieser Ermächtigung unter 
   Ausschluss des Bezugsrechts in direkter oder entsprechender Anwendung 
   des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben oder veräußert werden und die (ii)
    zur Bedienung von Schuldverschreibungen mit Wandlungs- oder Options-
   rechten bzw. Wandlungs- oder Optionspflichten ausgegeben werden bzw. 
   ausgegeben werden können oder müssen, sofern die Schuldverschreibungen
   nach dem Wirksamwerden dieser Ermächtigung in entsprechender Anwendung
   des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre
   ausgegeben werden;

  d) bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen zum Zwecke des (auch mittelbaren)
   Erwerbs von Unternehmen, Unternehmensteilen, Beteiligungen an Unter-
   nehmen oder von sonstigen Vermögensgegenständen oder Ansprüchen auf 
   den Erwerb von Vermögensgegenständen einschließlich Forderungen gegen 
   die Gesellschaft oder ihre Konzerngesellschaften;

  e) soweit es erforderlich ist, um Inhabern und/oder Gläubigern von Schuldver-
   schreibungen mit Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. mit Wandlungs-
   oder Optionspflichten, die von der Bio-Gate AG oder ihren unmittelbaren oder
    mittelbaren Tochtergesellschaften ausgegeben wurden oder noch werden, 
   ein Bezugsrecht auf neue Stückaktien der Bio-Gate AG in dem Umfang zu 
   gewähren, wie es ihnen nach Ausübung der Options- oder Wandlungsrechte 
   bzw. nach Erfüllung der Wandlungs- oder Optionspflichten als Aktionär zu-
   stehen würde.

 Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren Einzel-
 heiten der Durchführung von Kapitalerhöhungen aus dem Genehmigten Kapital 2025 

festzulegen.

 Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung der Satzung entsprechend der jeweiligen 
Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2025 oder nach Ablauf der Ermächtigungs-
frist anzupassen.“

5.4 Einheitliche Wirksamkeit

 Die vorstehenden Beschlüsse unter Ziffern 5.1 bis 5.3 werden nur einheitlich wirksam.
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6. Beschlussfassung über die teilweise Aufhebung des Bedingten Kapitals 2022/I 
(Bedingtes Kapital 2022/I), die Ermächtigung zur Ausgabe von Wandel- und/oder 
Optionsschuldverschreibungen und die Schaffung eines neuen Bedingten Kapitals 
2025 sowie entsprechende Satzungsänderungen

 Die ordentliche Hauptversammlung der Gesellschaft vom 30. Mai 2022 hat in Tages-
ordnungspunkt 6 ein bedingtes Kapital von bis zu EUR 3.055.766,00 durch Ausgabe 
von bis zu 3.055.766 neuen auf den Inhaber lautenden Stückaktien an die Inhaber 
beziehungsweise Gläubiger von Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen, die 
bis zum 29. Mai 2027 begeben werden, beschlossen und die Satzung entsprechend 
geändert („Bedingtes Kapital 2022/I“). 

 Insgesamt wurden bisher durch die Ausgabe der Wandelschuldverschreibung 
2025/I Inhaber-Wandelteilschuldverschreibungen im Gesamt-Nennbetrag von EUR 
250.000,00 und der Wandelschuldverschreibung 2025/II Inhaber-Wandelteilschuldver-
schreibungen im Gesamt-Nennbetrag von EUR 350.000,00 aus dem Bedingten Kapital 
2022/I ausgegeben. Die Gesellschaft erwägt das Bedingte Kapital 2022/I zur Bege-
bung einer weiteren Wandelschuldverschreibung in Höhe von EUR 163.000,00 zu ver-
wenden. Im Übrigen soll von der Ermächtigung kein Gebrauch mehr gemacht werden. 
Damit dient das Bedingte Kapital 2022/I gegenwärtig zu insgesamt EUR 600.000,00 
und im Falle der Ausgabe der weiteren Wandelschuldverschreibung zu insgesamt EUR 
763.000,00 der Gewährung von neuen auf den Inhaber lautenden Stückaktien an Inha-
ber von Wandelschuldverschreibungen. Soweit das Bedingte Kapital 2022/I nicht der 
Gewährung von Aktien aus den Wandelschuldverschreibungen dient, soll es aufgeho-
ben und die Satzung entsprechend geändert werden. 

 Um der Gesellschaft weiteren Zugang zu zinsgünstigem Fremdkapital zu gewähren 
und zu ermöglichen, soll ein neues Bedingtes Kapital 2025 geschaffen und der Vor-
stand mit Zustimmung des Aufsichtsrats zur Ausgabe von Wandel- und/oder Options-
schuldverschreibungen ermächtigt sowie die Satzung entsprechend geändert werden.

 Vorstand und Aufsichtsrat schlagen nun vor, wie folgt zu beschließen:

6.1 Teilweise Aufhebung des Bedingten Kapitals 2022/I

 Der Ermächtigungsbeschluss der Hauptversammlung vom 30. Mai 2022 zu Tages-
ordnungspunkt 6 wird insoweit geändert, als auf seiner Grundlage Inhaber von Wan-
delschuldverschreibung 2025/I und von Wandelschuldverschreibung 2025/II sowie 
potenzielle Inhaber von einer weiteren Wandelschuldverschreibung von ihrem Wand-
lungsrecht Gebrauch machen und Aktien der Bio-Gate AG mit einem anteiligen Betrag 
am Grundkapital von insgesamt bis zu EUR 600.000,00, bei Begebung einer weiteren 
Wandelschuldverschreibung von insgesamt bis zu EUR 763.000,00, gewährt werden. In-



soweit bleibt der Ermächtigungsbeschluss unverändert; im Übrigen wird er aufgehoben.

6.2 Schaffung neues Bedingten Kapitals 2025

a)  Ermächtigung zur Ausgabe von Schuldverschreibungen

 aa) Nennbetrag, Ermächtigungszeitraum, Laufzeit, Grundkapitalbetrag

 Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum 11. Septem-
ber 2030 einmalig oder mehrmals auf den Inhaber und/oder Namen lautende Wandel- 
und/oder Optionsschuldverschreibungen oder eine Kombination dieser Instrumente 
(„Schuldverschreibungen“) im Gesamtnennbetrag von bis zu EUR 3.500.000,00 mit 
einer Laufzeit von längstens zwanzig Jahren auszugeben und den Inhabern bezie-
hungsweise Gläubigern dieser Schuldverschreibungen Wandlungs- beziehungsweise 
Optionsrechte für auf den Inhaber lautende Stückaktien der Bio-Gate AG mit einem 
anteiligen Betrag am Grundkapital von insgesamt bis zu EUR 3.500.000,00 nach nä-
herer Maßgabe der Wandel- bzw. Optionsanleihebedingungen („Bedingungen“) zu ge-
währen. Die Schuldverschreibungen können auch durch unmittelbare oder mittelba-
re Mehrheitsbeteiligungen der Bio-Gate AG ausgegeben werden; für diesen Fall wird 
der Vorstand ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats für die emittierende Ge-
sellschaft die Garantie für die Rückzahlung der Schuldverschreibungen zu überneh-
men und den Inhabern solcher Schuldverschreibungen zur Erfüllung der mit diesen 
Schuldverschreibungen eingeräumten Wandlungs- beziehungsweise Optionsrechten 
Aktien der Bio-Gate AG zu gewähren sowie weitere, für die erfolgreiche Begebung der 
Schuldverschreibungen erforderliche Erklärungen abzugeben und Handlungen vor-
zunehmen. Die Schuldverschreibungen können einmalig oder mehrmals, insgesamt 
oder in Teilen oder gleichzeitig in verschiedenen Tranchen begeben werden. Alle Teil-
schuldverschreibungen einer jeweils begebenen Tranche sind mitunter sich jeweils 
gleichrangigen Rechten und Pflichten auszustatten.

 bb) Wandlungsrecht, Wandlungspflicht/Optionsrecht, Optionspflicht

 Die Inhaber beziehungsweise Gläubiger von Wandelschuldverschreibungen haben das 
Recht, ihre Wandelschuldverschreibungen nach näherer Maßgabe der Bedingungen in 
neue Aktien der Bio-Gate AG umzutauschen.

 Im Falle der Ausgabe von Optionsschuldverschreibungen werden jeder Schuldver-
schreibung ein oder mehrere Optionsscheine beigefügt, die den Inhaber nach näherer 
Maßgabe der vom Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats festzulegenden Opti-
onsbedingungen zum Bezug von neuen Aktien der Bio-Gate AG berechtigen. Die Lauf-
zeit der Optionsrechte darf höchstens zwanzig Jahre betragen.

 Die Bedingungen der Schuldverschreibung können auch eine Wandlungspflicht bezie-
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hungsweise Optionspflicht zum Ende der Laufzeit oder einem früheren Zeitpunkt oder 
das Recht der Gesellschaft vorsehen, bei Endfälligkeit der Wandelschuldverschrei-
bung (dies umfasst auch die Fälligkeit wegen Kündigung) ganz oder teilweise anstelle 
der Zahlung des fälligen Geldbetrags Aktien der Gesellschaft oder einer unmittelbaren 
oder mittelbaren Mehrheitsbeteiligung zu gewähren. In diesem Fall hat der Options- 
beziehungsweise Wandlungspreis nach näherer Maßgabe der Bedingungen dem 
durchschnittlichen letzten Börsenkurs der Aktie der Bio-Gate AG im Freiverkehr der 
Börse München (oder dem durchschnittlichen letzten Kurs in einem an die Stelle des 
Freiverkehrs der Börse München getretenen funktional vergleichbaren Nachfolgesys-
tem, einschließlich an einem anderen deutschen Börsenplatz, an dem die Aktien der 
Bio-Gate AG gehandelt werden) während der letzten zehn Börsenhandelstage an der 
Börse München (oder einer an die Stelle der Börse München getretenen neuen Hei-
matbörse der Bio-Gate AG) vor oder nach dem Tag der Endfälligkeit zu entsprechen, 
auch wenn dieser Durchschnittskurs unterhalb des unten in nachfolgendem Buchsta-
ben dd) genannten Preises liegt. Der anteilige Betrag des Grundkapitals der bei Wand-
lung beziehungsweise Optionsausübung auszugebenden Aktien darf den Nennbetrag 
der Wandelschuldverschreibung nicht übersteigen. §§ 9 Abs. 1, 199 Abs. 2 AktG sind 
zu beachten.

 In den Bedingungen kann vorgesehen werden, dass die Gesellschaft berechtigt ist, 
eine etwaige Differenz zwischen dem Nennbetrag der Schuldverschreibung und einem 
in den Bedingungen näher zu bestimmenden Börsenpreis der Aktien zum Zeitpunkt 
der Pflichtwandlung, mindestens jedoch 80 Prozent des Börsenkurses der Aktien zum 
Zeitpunkt der Begebung der Schuldverschreibung – wie in nachfolgendem Buchstaben 
dd) beschrieben – multipliziert mit dem Umtauschverhältnis ganz oder teilweise in bar 
auszugleichen.

 cc) Umtauschverhältnis, Grundkapitalanteil

 Das Umtauschverhältnis ergibt sich bei Wandelschuldverschreibungen aus der Di-
vision des Nennbetrags einer Schuldverschreibung durch den festgesetzten Wand-
lungspreis für eine neue Aktie der Bio-Gate AG. Das Umtauschverhältnis kann sich 
auch durch Division des unter dem Nominalbetrag liegenden Ausgabepreises einer 
Schuldverschreibung durch den festgesetzten Wandlungspreis für eine neue Aktie der 
Bio-Gate AG ergeben. Die Bedingungen der Schuldverschreibung können außerdem 
vorsehen, dass das Umtauschverhältnis variabel ist und auf eine ganze Zahl auf- oder 
abgerundet werden kann; ferner kann eine in bar zu leistende Zuzahlung festgelegt 
werden. Im Übrigen kann vorgesehen werden, dass Spitzen zusammengelegt und/
oder in Geld ausgeglichen werden. In keinem Fall darf der anteilige Betrag am Grund-
kapital der bei Wandlung auszugebenden beziehungsweise der bei Optionsausübung 
je Schuldverschreibung zu beziehenden Aktien den Nennbetrag und Ausgabebetrag 
der Wandel- beziehungsweise Optionsschuldverschreibungen übersteigen.



 dd) Wandlungs-/Optionspreis

 Der jeweils festzusetzende Wandlungs- beziehungsweise Optionspreis für eine Aktie 
muss – auch bei einem variablen Umtauschverhältnis beziehungsweise einem varia-
blen Wandlungs- oder Optionspreis und unter Berücksichtigung von Rundungen und 
Zuzahlungen – entweder mindestens 80 Prozent des durchschnittlichen letzten Bör-
senkurses der Aktie der Bio-Gate AG im Freiverkehr der Börse München (oder des 
durchschnittlichen letzten Kurses in einem an die Stelle des Freiverkehrs der Börse 
München getretenen funktional vergleichbaren Nachfolgesystem, einschließlich an ei-
nem anderen deutschen Börsenplatz, an dem die Aktien der Bio-Gate AG gehandelt 
werden) an den zehn Börsenhandelstagen an der Börse München (oder einer an die 
Stelle der Börse München getretenen neuen Heimatbörse der Bio-Gate AG) vor dem 
Tag der Beschlussfassung durch den Vorstand über die Begebung der Wandel- und/
oder Optionsschuldverschreibung betragen oder, sofern den Aktionären ein Bezugs-
recht auf die Schuldverschreibung zusteht, alternativ mindestens 80 Prozent des 
durchschnittlichen letzten Börsenpreises der Aktie der Bio-Gate AG im Freiverkehr 
der Börse München (oder des durchschnittlichen letzten Kurses in einem an die Stelle 
des Freiverkehrs der Börse München getretenen funktional vergleichbaren Nachfol-
gesystem, einschließlich an einem anderen deutschen Börsenplatz, an dem die Aktien 
der Bio-Gate AG gehandelt werden) während der Börsenhandelstage, an denen die 
Bezugsrechte an der Börse München (oder einer an die Stelle der Börse München 
getretenen neuen Heimatbörse der Bio-Gate AG) gehandelt werden, mit Ausnahme 
der beiden letzten Börsenhandelstage des Bezugsrechtshandels, entsprechen. Die 
Veröffentlichung des Wandlungs- beziehungsweise Optionspreises für eine Aktie er-
folgt in diesem Fall spätestens drei Kalendertage vor dem Ende der Bezugsfrist. Die 
Bedingungen der Schuldverschreibung können auch vorsehen, dass der Options- be-
ziehungsweise Wandlungspreis innerhalb einer vom Vorstand mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats festzulegenden Bandbreite in Abhängigkeit von der Entwicklung des 
Aktienkurses oder als Folge von Verwässerungsschutzbestimmungen während der 
Laufzeit verändert werden kann.

 Der Wandlungs- beziehungsweise Optionspreis kann unbeschadet des §§ 9 Abs. 1, 
199 AktG aufgrund einer Verwässerungsschutzklausel nach näherer Bestimmung der 
Wandel- beziehungsweise Optionsanleihebedingungen durch Zahlung eines entspre-
chenden Betrags in Geld bei Ausübung des Wandlungsrechts beziehungsweise durch 
Herabsetzung der Zuzahlung ermäßigt werden, wenn die Bio-Gate AG während der 
Wandlungs- oder Optionsfrist unter Einräumung eines Bezugsrechts an ihre Aktionäre 
das Grundkapital erhöht oder die Bio-Gate AG oder ihre unmittelbaren oder mittel-
baren Mehrheitsbeteiligungsgesellschaften weitere Wandel- und/oder Optionsschuld-
verschreibungen begeben beziehungsweise sonstige Optionsrechte gewähren und 
den Inhabern von Wandlungs- oder Optionsrechten kein Bezugsrecht in dem Umfang 
eingeräumt wird, wie es ihnen nach Ausübung des Wandlungs- oder Optionsrechts 
zustehen würde. Die Ermäßigung des Options- beziehungsweise Wandlungspreises 
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kann auch durch eine Barzahlung bei Ausübung des Options- beziehungsweise Wand-
lungsrechts oder bei Erfüllung einer Options- oder Wandlungspflicht bewirkt werden. 
Statt einer Herabsetzung der Zuzahlung kann auch – soweit möglich – das Umtausch-
verhältnis durch Division mit dem ermäßigten Wandlungspreis angepasst werden. 
Die Bedingungen können darüber hinaus für den Fall anderer Kapitalmaßnahmen, 
Umstrukturierungen, einer außerordentlichen Dividende oder anderer vergleichbarer 
Maßnahmen, die zu einer Verwässerung der ausgegebenen Aktien führen können, eine 
Anpassung der Options- oder Wandlungsrechte vorsehen. Entsprechendes gilt für den 
Fall einer Kapitalherabsetzung.

 ee) Eigene Aktien, Barausgleich

 Die Bedingungen der Schuldverschreibungen können vorsehen oder gestatten, dass 
zur Bedienung der Wandlungs- beziehungsweise Optionsrechte sowie von Wandlungs-
pflichten nach Wahl der Gesellschaft statt in neue Aktien aus bedingtem Kapital in 
eigene Aktien der Gesellschaft oder einer unmittelbaren oder mittelbaren Mehrheits-
beteiligung gewandelt werden beziehungsweise das Optionsrecht durch Lieferung 
solcher Aktien erfüllt werden kann. Die Bedingungen können ferner vorsehen oder 
gestatten, dass die Gesellschaft den Wandlungsberechtigten beziehungsweise Opti-
onsberechtigten beziehungsweise Wandlungsverpflichteten nicht Aktien der Bio-Gate AG 
gewährt, sondern den Gegenwert in Geld zahlt, der nach näherer Maßgabe der Bedin-
gungen dem durchschnittlichen letzten Börsenkurs der Bio-Gate-Aktie im Freiverkehr 
der Börse München (oder dem durchschnittlichen letzten Kurs in einem an die Stelle 
des Freiverkehrs der Börse München getretenen funktional vergleichbaren Nachfol-
gesystem, einschließlich an einem anderen deutschen Börsenplatz, an dem die Aktien 
der Bio-Gate AG gehandelt werden) an der Börse München (oder einer an die Stelle der 
Börse München getretenen neuen Heimatbörse der Bio-Gate AG) während der zehn bis 
zwanzig Börsenhandelstage nach Ankündigung des Barausgleichs entspricht.

 ff) Bezugsrechtsgewährung, Bezugsrechtsausschluss

 Bei der Ausgabe der Schuldverschreibungen steht den Aktionären das gesetzliche Be-
zugsrecht zu. Die Schuldverschreibungen können den Aktionären auch im Wege des 
mittelbaren Bezugsrechts angeboten werden; sie werden dann von einer Bank oder 
einem Bankenkonsortium mit der Verpflichtung übernommen, sie den Aktionären zum 
Bezug anzubieten. Der Vorstand ist jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichts-
rats Spitzenbeträge, die sich aufgrund des Bezugsverhältnisses ergeben, von dem 
Bezugsrecht der Aktionäre auszunehmen und das Bezugsrecht auch insoweit aus-
zuschließen, wie es erforderlich ist, damit Inhabern von bereits zuvor ausgegebenen 
Options- oder Wandlungsrechten ein Bezugsrecht in dem Umfang eingeräumt werden 
kann, wie es ihnen nach Ausübung der Options- und Wandlungsrechte als Aktionär 
zustehen würde.



 Der Vorstand ist ferner ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugs-
recht der Aktionäre auf die Schuldverschreibungen mit Wandlungs- und/oder Op-
tionsrechten auf Aktien der Bio-Gate AG auszuschließen, sofern der Vorstand nach 
pflichtgemäßer Prüfung zu der Auffassung gelangt, dass der Ausgabepreis den nach 
anerkannten finanzmathematischen Methoden ermittelten theoretischen Marktwert 
der Schuldverschreibung nicht wesentlich unterschreitet. Die Ermächtigung zum 
Bezugsrechtsausschluss gilt jedoch nur für Schuldverschreibungen mit Wandlungs- 
und/oder Optionsrechten (beziehungsweise Wandlungspflicht) auf Aktien, auf die ein 
anteiliger Betrag des Grundkapitals von insgesamt nicht mehr als 20 Prozent des 
Grundkapitals entfällt, und zwar weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch im 
Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung. Auf diese Begrenzung auf 20 Prozent 
des Grundkapitals ist die Veräußerung eigener Aktien anzurechnen, sofern sie wäh-
rend der Laufzeit dieser Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts gemäß 
§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG erfolgt. Ferner sind auf diese Begrenzung von 20 Prozent 
des Grundkapitals diejenigen Aktien anzurechnen, die während der Laufzeit dieser Er-
mächtigung gemäß oder entsprechend § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unter Ausschluss des 
Bezugsrechts ausgegeben werden.

 gg) Ermächtigung zur Festlegung der weiteren Anleihebedingungen

 Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren Einzel-
heiten der Ausgabe und Ausstattung der Schuldverschreibung, insbesondere Volumen, 
Zeitpunkt, Zinssatz, Ausgabekurs, Laufzeit und Stückelung, Wandlungs- beziehungs-
weise Optionspreis und den Wandlungs- beziehungsweise Optionszeitraum festzusetzen 
beziehungsweise im Einvernehmen mit den Organen der die Wandel- und/oder Opti-
onsschuldverschreibungen begebenden Mehrheitsbeteiligungsgesellschaften festzu-
legen.

b) Schaffung eines Bedingten Kapitals 2025

 aa) Neues Bedingtes Kapital 2025

 Das Grundkapital wird um bis zu EUR 3.500.000,00 durch Ausgabe von bis zu 
3.500.000,00 auf den Inhaber lautenden Stückaktien bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 
2025). Die bedingte Kapitalerhöhung dient der Gewährung von Aktien an die Inhaber 
beziehungsweise Gläubiger von Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen, die 
gemäß vorstehender Ermächtigung unter Buchstabe a) bis zum 11. September 2030 
von der Bio-Gate AG oder durch eine unmittelbare oder mittelbare Mehrheitsbeteili-
gungsgesellschaft der Bio-Gate AG begeben werden. Die Ausgabe der neuen Aktien 
erfolgt zu dem gemäß Buchstabe dd) jeweils festzulegenden Wandlungs- beziehungs-
weise Optionspreis. Die bedingte Kapitalerhöhung ist nur insoweit durchzuführen, wie 
von Wandlungs- beziehungsweise Optionsrechten Gebrauch gemacht wird oder wie 
die zur Wandlung verpflichteten Inhaber beziehungsweise Gläubiger ihrer Pflicht zur 
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Wandlung nachkommen und nicht andere Erfüllungsformen zur Bedienung eingesetzt 
werden. Die neuen Aktien nehmen von Beginn des Geschäftsjahres an, in dem sie 
durch Ausübung von Wandlungs- beziehungsweise Optionsrechten oder durch Erfül-
lung von Wandlungspflichten entstehen, am Gewinn teil. Der Vorstand wird ermächtigt, 
mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten der Durchführung einer 
bedingten Kapitalerhöhung festzusetzen.

6.3 Satzungsänderung

a) Anpassung des § 4 Abs. 17 der Satzung der Gesellschaft

 § 4 Abs. 17 der Satzung der Gesellschaft wird aufgehoben und wie folgt neu gefasst:

 „4.17  Das Grundkapital ist um bis zu EUR 763.000,00 bedingt erhöht (Bedingtes
   Kapital 2022/I). Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur insoweit durchge-
   führt, wie

  a)  die Inhaber beziehungsweise Gläubiger von Wandlungsrechten oder Options-
   scheinen, die den von der Bio-Gate AG oder deren unmittelbaren oder mittel-
   baren Mehrheitsbeteiligungsgesellschaften aufgrund des Ermächtigungs-
   beschlusses der Hauptversammlung vom 30. Mai 2022, geändert durch den 
   Beschluss vom 12. September 2025, bis zum 29. Mai 2027 auszugebenden 
   Wandel- und Optionsschuldverschreibungen beigefügt sind, von ihren Wand-
   lungs- bzw. Optionsrechten Gebrauch machen, oder

  b) die zur Wandlung verpflichteten Inhaber beziehungsweise Gläubiger der von 
   der Bio-Gate AG oder deren unmittelbaren oder mittelbaren Mehrheitsbeteili-
   gungsgesellschaften aufgrund des Ermächtigungsbeschlusses der Hauptver-
   sammlung vom 30. Mai 2022, geändert durch den Beschluss vom 12. Sep-
   tember 2025, bis zum 29. Mai 2027 auszugebenden Wandelschuldverschrei-
   bungen ihrer Pflicht zur Wandlung nachkommen und von der Gesellschaft  

  nicht andere Erfüllungsformen zur Bedienung eingesetzt werden.

 Die neuen Aktien nehmen von Beginn des Geschäftsjahres an, in dem sie durch Aus-
übung von Wandlungs- beziehungsweise Optionsrechten oder durch Erfüllung von 
Wandlungspflichten entstehen, am Gewinn teil.

 Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren Einzel-
heiten der Durchführung der bedingten Kapitalerhöhung festzusetzen.

 Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung der Satzung entsprechend dem Umfang 
der Kapitalerhöhung aus dem Bedingten Kapital 2022/I zu ändern. Entsprechendes 
gilt für den Fall der Nichtausnutzung der Ermächtigung zur Ausgabe von Wandel-/



Optionsschuldverschreibungen nach Ablauf der Ermächtigungsfrist sowie für den Fall 
der Nichtausnutzung des Bedingten Kapitals 2022/I nach Ablauf sämtlicher Wand-
lungs-/Optionsfristen.“

b) Anpassung des § 4 Abs. 20 der Satzung der Gesellschaft

 In § 4 der Satzung wird folgender Abs. 20 neu eingefügt:

 „4.20  Das Grundkapital ist um bis zu EUR 3.500.000,00 bedingt erhöht (Bedingtes 
   Kapital 2025). Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur insoweit durchgeführt,  

  wie

  a) die Inhaber beziehungsweise Gläubiger von Wandlungsrechten oder
   Optionsscheinen, die den von der Bio-Gate AG oder deren unmittelbaren 
   oder mittelbaren Mehrheitsbeteiligungsgesellschaften aufgrund des 
   Ermächtigungsbeschlusses der Hauptversammlung vom 12. September
   2025 bis zum 11. September 2030 auszugebenden Wandel- und Options-
   schuldverschreibungen beigefügt sind, von ihren Wandlungs- bzw. Options-
   rechten Gebrauch machen, oder

   b) die zur Wandlung verpflichteten Inhaber beziehungsweise Gläubiger der
    von der Bio-Gate AG oder deren unmittelbaren oder mittelbaren Mehr-
    heitsbeteiligungsgesellschaften aufgrund des Ermächtigungsbeschlusses
    der Hauptversammlung vom 12. September 2025 bis zum 11. September
    2030 auszugebenden Wandelschuldverschreibungen ihrer Pflicht zur  

   Wandlung nachkommen und von der Gesellschaft nicht andere Erfül-
    lungsformen zur Bedienung eingesetzt werden.

  Die neuen Aktien nehmen von Beginn des Geschäftsjahres an, in dem sie durch 
  Ausübung von Wandlungs- beziehungsweise Optionsrechten oder durch Erfüllung 
  von Wandlungspflichten entstehen, am Gewinn teil.

  Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren 
  Einzelheiten der Durchführung der bedingten Kapitalerhöhung festzusetzen.

  Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung der Satzung entsprechend dem Um-
  fang der Kapitalerhöhung aus dem Bedingten Kapital 2025 zu ändern. Entsprechen-
  des gilt für den Fall der Nichtausnutzung der Ermächtigung zur Ausgabe von 
  Wandel-/Optionsschuldverschreibungen nach Ablauf der Ermächtigungsfrist 
  sowie für den Fall der Nichtausnutzung des Bedingten Kapitals 2025 nach Ab-
  lauf sämtlicher Wandlungs-/Optionsfristen.“
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6.4 Einheitliche Wirksamkeit

 Die vorstehenden Beschlüsse unter Ziffern 6.1 bis 6.3 werden nur einheitlich wirksam.

 
II. Weitere Angaben und Hinweise zur Einberufung

Gesamtzahl der Aktien und Stimmrechte

Das Grundkapital der Gesellschaft ist am Tag der Einberufung dieser Hauptversammlung in
9.243.691 Stückaktien eingeteilt, die jeweils eine Stimme gewähren. Die Gesellschaft hält
zum Zeitpunkt der Einberufung keine eigenen Aktien. 

Teilnahme an der Hauptversammlung, Stimmrechtsvertretung, Anfragen

Gemäß den im Aktiengesetz genannten Bedingungen sind Aktionäre der Gesellschaft be-
rechtigt, eine Ergänzung der Tagesordnung zu verlangen. Des Weiteren besteht das Recht
für die Aktionäre, unter den unten aufgeführten Voraussetzungen an der Hauptversamlung
teilzunehmen, Auskunft zu den Gegenständen der Tagesordnung zu verlangen, Anträge zu
den Gegenständen der Tagesordnung und zum Verfahren zu stellen und ihre Stimme in der
Hauptversammlung persönlich oder durch Vertreter abzugeben.

Teilnahmeberechtigung durch Nachweis des Anteilsbesitzes

Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts sind nur
diejenigen Aktionäre berechtigt, die sich spätestens bis zum Ablauf des 5. September 2025,
24:00 Uhr angemeldet und den Nachweis des Anteilsbesitzes erbracht haben. Die Anmel-
dung sowie der von dem depotführenden Institut erstellte Nachweis gemäß § 21 Abs. 1 der
Satzung der Gesellschaft müssen der Gesellschaft unter folgender Adresse zugehen: 

Bio-Gate AG
c/o Link Market Services GmbH
Landshuter Allee 10
80637 München
E-Mail: inhaberaktien@linkmarketservices.de

Der Nachweis des Anteilsbesitzes hat sich dabei auf den Geschäftsschluss des 22. Tages
vor der Hauptversammlung, also auf Donnerstag, den 21. August 2025, 24:00 Uhr, zu be-
ziehen (sogenanntes Record Date). Die Anmeldung und der Nachweis haben schriftlich oder
in Textform in deutscher oder englischer Sprache zu erfolgen. Als Nachweis genügt eine
Bestätigung durch das depotführende Institut. Auch nach erfolgter Anmeldung können 
Aktionäre über ihre Aktien weiterhin frei verfügen.
 



Stimmrechtsvertretung

Aktionäre, welche die vorgenannten Teilnahmevoraussetzungen erfüllen, jedoch nicht
selbst an der Hauptversammlung teilnehmen wollen, können ihr Stimmrecht unter ent-
sprechender Vollmachtserteilung durch einen Bevollmächtigten, zum Beispiel auch durch
ein Intermediär oder eine Vereinigung von Aktionären, gemäß § 22 Abs. 2 der Satzung der
Gesellschaft ausüben lassen. Für die Bevollmächtigung von Intermediären, Aktionärsver-
einigungen oder anderen diesen nach § 135 Abs. 8 AktG gleichgestellten Personen oder In-
stitutionen sowie den Widerruf oder Nachweis einer solchen Bevollmächtigung gelten die
gesetzlichen Bestimmungen, insbesondere § 135 AktG. Zusätzlich sind die von den Inter-
mediären, Aktionärsvereinigungen oder anderen diesen nach § 135 Abs. 8 AktG gleichge-
stellten Personen und Institutionen insofern gegebenenfalls vorgegebenen Regelungen zu
beachten. Bei der Bevollmächtigung eines Intermediärs, einer Aktionärsvereinigung oder
einer diesen nach § 135 Abs. 8 AktG gleichgestellten Person oder Institution können Be-
sonderheiten gelten, da der Bevollmächtigte die Vollmachtserklärung in diesem Fall nach-
prüfbar festzuhalten hat. Die Aktionäre werden daher bei beabsichtigter Bevollmächtigung
eines Intermediärs, einer Aktionärsvereinigung oder einer diesen nach § 135 Abs. 8 AktG
gleichgestellten Person oder Institution gebeten, sich mit dem zu Bevollmächtigenden
rechtzeitig wegen einer von ihm möglicherweise geforderten Form der Vollmacht abzu-
stimmen.

Aktionäre können für die Vollmachtserteilung den Vollmachtsvordruck auf der Eintrittskarte, 
die sie nach der Anmeldung erhalten, benutzen, außerdem finden Sie ein entsprechendes
Formular auch im Internet unter https://www.bio-gate.de/unternehmen/, im Bereich „Investor
Relations/Hauptversammlung“ zum Download. Die Vollmacht kann, sofern weder ein Inter-
mediärs eine Aktionärsvereinigung noch eine andere diesen nach § 135 Abs. 8 AktG gleich-
gestellte Person oder Institution bevollmächtigt werden, gemäß § 22 Abs. 2 der Satzung der 
Gesellschaft in Textform gemäß § 126b Bürgerliches Gesetzbuch (BGB) erteilt werden.

Wir bieten unseren Aktionären zusätzlich an, sich durch einen von der Gesellschaft be-
nannten Stimmrechtsvertreter bei den Abstimmungen vertreten zu lassen. Diesem Stimm-
rechtsvertreter müssen dazu eine Vollmacht und Weisungen für die Ausübung des Stimm-
rechts erteilt werden. Der Stimmrechtsvertreter ist verpflichtet, weisungsgemäß abzustimmen.
Ohne Weisungserteilung ist der Stimmrechtsvertreter nicht zur Stimmabgabe für einen
Aktionär berechtigt.

Ein Formular, das zur Vollmachts- und Weisungserteilung an den Stimmrechtsvertreter
der Gesellschaft verwendet werden kann, finden Sie auf der Eintrittskarte, die Ihnen nach 
der oben beschriebenen form- und fristgerechten Anmeldung übersandt wird, und steht
auch im Internet unter https://www.bio-gate.de/unternehmen/, im Bereich „Investor Relations/
Hauptversammlung“ zum Download zur Verfügung. 
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Vollmacht und Stimmrechtsweisungen für den Stimmrechtsvertreter können nur vor der
Hauptversammlung bis spätestens Donnerstag, dem 11. September 2025, 24:00 Uhr, in
Textform gemäß § 126b BGB an die nachstehend genannte Adresse der Gesellschaft unter
Verwendung des hierfür vorgesehenen Formulars postalisch oder via E-Mail erteilt werden:

Bio-Gate AG
c/o Link Market Services GmbH
Landshuter Allee 10
80637 München
E-Mail: inhaberaktien@linkmarketservices.de

Der Stimmrechtsvertreter ist durch die Vollmacht nur insoweit zur Stimmausübung befugt,
als ihm eine ausdrückliche Weisung zu den einzelnen Gegenständen der Tagesordnung er-
teilt wurde. Auch im Fall einer Bevollmächtigung des von der Gesellschaft benannten Stimm-
rechtsvertreters ist eine fristgerechte Anmeldung nach den vorstehenden Bestimmungen 
erforderlich. Nähere Einzelheiten zur Teilnahme an der Hauptversammlung sowie zur Voll-
machts- und Weisungserteilung erhalten die Aktionäre zusammen mit der Eintrittskarte
zugesandt. Entsprechende Informationen sind auch im Internet unter 

https://www.bio-gate.de/unternehmen/, 

im Bereich „Investor Relations/Hauptversammlung“ einsehbar.

Anfragen, Ergänzungsanträge, Gegenanträge und Wahlvorschläge von Aktionären gemäß
§§ 122, 126, 127 AktG

Anfragen, Gegenanträge und Wahlvorschläge von Aktionären sind schriftlich ausschließlich
an folgende Adresse der Gesellschaft zu richten:

Bio-Gate AG
Investor Relations
Neumeyerstraße 28-34
90411 Nürnberg

Gegenanträge zu Punkten der Tagesordnung und ihre Begründung brauchen den anderen
Aktionären nur dann zugänglich gemacht werden, wenn diese Gegenanträge einschließlich
der Begründung mindestens vierzehn Tage vor dem Tag der Hauptversammlung, also bis
zum Donnerstag, dem 28. August 2025, 24:00 Uhr, der Gesellschaft übersandt wurden. 
Zugänglich zu machende Gegenanträge beziehungsweise Wahlvorschläge werden, soweit
sie rechtlich zulässig sind, unverzüglich auf der Webseite der Gesellschaft unter https://
www.bio-gate.de/unternehmen/, im Bereich „Investor Relations/Hauptversammlung“ ver-
öffentlicht. Eventuelle Stellungnahmen der Verwaltung werden dort ebenfalls veröffentlicht.



Ergänzungsanträge von Aktionären sind schriftlich ausschließlich an folgende Adresse der
Gesellschaft zu richten:

Bio-Gate AG
Vorstand
Neumeyerstraße 28-34
90411 Nürnberg

Aktionäre, deren Anteile zusammen den zwanzigsten Teil des Grundkapitals oder den an-
teiligen Betrag von EUR 500.000,00 erreichen, können verlangen, dass Gegenstände auf die
Tagesordnung gesetzt und einschließlich des Namens und Wohnorts beziehungsweise Sitzes
des Antragsstellers im Bundesanzeiger bekannt gemacht werden. Das Verlangen muss der
Gesellschaft mindestens 24 Tage vor dem Tag der Hauptversammlung, also bis zum Montag,
dem 18. August 2025, 24:00 Uhr, zugehen. Die verlangenden Aktionäre haben gem. § 122
Abs. 2 i.V.m. § 122 Abs. 1 Satz 3 AktG nachzuweisen, dass sie seit mindestens 90 Tagen vor
dem Zugang des Verlangens Inhaber einer ausreichenden Zahl Aktien sind und dass sie die
Aktien bis zur Entscheidung des Vorstands über den Antrag halten. Für die Berechnung der
Aktienbesitzzeit findet § 70 AktG Anwendung und für die Fristberechnung ist § 121 Abs. 7
AktG entsprechend anwendbar, sodass der Tag des Zugangs des Verlangens für die Frist
nicht mitzurechnen ist.

Auskunftsrecht nach § 131 Abs. 1 AktG

In der Hauptversammlung kann jeder Aktionär und Aktionärsvertreter vom Vorstand Aus-
kunft über Angelegenheiten der Gesellschaft, über die rechtlichen und geschäftlichen Be-
ziehungen der Gesellschaft zu verbundenen Unternehmen sowie über die Lage des Konzerns 
und der in den Konzernabschluss einbezogenen Unternehmen verlangen, soweit sie zur
sachgemäßen Beurteilung des Gegenstands der Tagesordnung erforderlich ist.

Auskunftsverlangen sind in der Hauptversammlung grundsätzlich mündlich im Rahmen
der Aussprache zu stellen. Der Vorstand darf die Auskunft unter den in § 131 Abs. 3 AktG
genannten Gründen verweigern. Nach § 23 Abs. 3 der Satzung der Gesellschaft bestimmt
der Versammlungsleiter die Reihenfolge der Verhandlungsgegenstände, die Art, Form und
Reihenfolge der Abstimmungen.

Auslage von Unterlagen

Der festgestellte Jahresabschluss der Gesellschaft zum 31. Dezember 2024, der vom Auf-
sichtsrat gebilligte Konzernabschluss und der Konzernlagebericht zum 31. Dezember 2024
sowie der Bericht des Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 2024 (jeweils zu Tagesordnungs-
punkt 1), die Berichte des Vorstands zu Tagesordnungspunkt 5 und Tagesordnungspunkt 6
sowie weitere Unterlagen können unter https://www.bio-gate.de/unternehmen/, im Bereich
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„Investor Relations/Hauptversammlung“ eingesehen werden. 

Schließlich liegen diese Unterlagen, entsprechend § 25 Abs. 5 der Satzung der Gesell-
schaft, in den Geschäftsräumen am Sitz der Gesellschaft, Neumeyerstraße 28-34, 90411
Nürnberg, zur Einsicht der Aktionäre aus und sind während der Dauer der Hauptversammlung
am Wortmeldetisch einzusehen.

Uhrzeit

Sämtliche Zeitangaben sind in der für Deutschland im relevanten Zeitraum maßgeblichen
mitteleuropäischen Sommerzeit (MESZ) angegeben. Dies entspricht mit Blick auf die koordi-
nierte Weltzeit (UTC) dem Verhältnis UTC = MESZ minus zwei Stunden.

Hinweise zum Datenschutz

Wenn Sie sich für die Hauptversammlung anmelden oder eine Stimmrechtsvollmacht er-
teilen, erhebt die Gesellschaft personenbezogene Daten über Sie und/oder über Ihren Be-
vollmächtigten. Dies geschieht, um Aktionären die Ausübung ihrer Rechte im Rahmen der
Hauptversammlung zu ermöglichen.

Die Gesellschaft verarbeitet Ihre Daten als Verantwortlicher unter Beachtung der Bestim-
mungen der EU-Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) sowie aller weiteren maßgeblichen
Gesetze. Einzelheiten zum Umgang mit Ihren personenbezogenen Daten und zu Ihren
Rechten gemäß der DSGVO finden Sie im Internet auf der Internetseite der Gesellschaft
(unter https://www.bio-gate.de/unternehmen/, im Bereich „Investor Relations/Haupt-
versammlung“). 

Nürnberg, im Juli 2025

Bio-Gate AG
Der Vorstand
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